

N i e d e r s c h r i f t 

über die Sitzung der Ratsversammlung am 22. April 1999 


Öffentliche Sitzung

Beginn: 15.01 Uhr                                   Ende: 19.28 Uhr

 Sitzungsunterbrechung:  16.59 Uhr bis 17.21 Uhr

 Vorsitz:

Stadtpräsidentin Kietzer

 1. Schriftführer/in:
Herr Kaiser



Frau Jacobsen

 2. Schriftführer/in:
Herr Vieregge



Herr Cordes

Ratsmitglieder:         Herr Altewolf, Herr Anemüller, Frau Benn, Herr Cordes,



Frau Dickhoff, Herr Diester, Frau Engelke,

Herr Dr. Erdmann, Herr Fenske, Herr Finger, Herr Hahn, Frau Halbe, Herr Hammerich, Herr Heinemann,



Frau Helmig, Herr Huckriede, Frau Jacobsen,

Frau Jöhnk, Herr Kaiser, Herr Kempe, Frau Ketelsen, Frau Kietzer, Herr Kirkskothen, Herr Kluth,



Frau Kohrs-Heimann, Herr Kottek, Herr Kramer,



Frau Lebert, Frau Lindner, Herr Lindner,

Frau Martens, Herr Meyer, Herr Moriz, Herr Oschmann, Frau Pohl, Herr Raupach, Frau Reimann, Herr Rogacki, Frau Schattke, Herr Schulz, Herr Tovar, Herr Tschorn, Herr Vieregge, Herr Vogelsang, Herr Wehner,



Herr Wetzel, Herr Weyher, Herr Dr. Wulff, Herr Wunder

Es haben sich

entschuldigt:

Frau Benn, Herr Meyer, Frau Reimann

Es kommt später:
Herr Wunder (ab 18.25 Uhr)

Dezernenten/in

berbürgermeister Gansel, Bürgermeisterin Bommelmann,



Stadtrat Dr. Rethage, Stadtrat Schirmer

Entschuldigt:
./.

Außerdem sind

Mitglieder der Ortsbeiräte, Amtsleiter/innen und

anwessend:

weitere Mitarbeiter/innen der Landeshauptstadt Kiel

Diese Niederschrift
Frau Thomsen und Herr Thode

haben gefertigt:
(Amt für Organisation und Verwaltungsreform)

1. Eröffnung der Sitzung und Feststellung der Beschlußfähigkeit 


Stadtpräsidentin

K i e t z e r   (SPD) eröffnet die Sitzung und begrüßt

die Anwesenden. Sie teilt mit, daß an der heutigen Sitzung eine Gruppe von 21 Schülerinnen und Schülern eines Kurses Wirtschaft/Politik derTheodor​Möller-Schule teilnimmt.


Stadtpräsidentin

K i e t z e r   (SPD) teilt mit, daß sich 3 Mitglieder

der Ratsversammlung entschuldigt haben und 1 später kommt, so daß zu Beginn 45 und später 46 Ratsmitglieder anwesend sein müßten. 


Stadtpräsidentin

K i e t z e r   (SPD) stellt die Beschlußfähigkeit fest.

2. Genehmigung der Tagesordnung


Stadtpräsidentin

K i e t z e r   (SPD) teilt mit, daß die Tagesordnung

rechtzeitig - 7 Tage vorher - zugestellt worden ist. Weiteres Beratungs- material und die dazugehörigen Nachtragstagesordnungen sind am 19. April 1999 nachgeschickt und heute auf den Tisch gelegt worden.





Änderungen zur Tagesordnung

Öffentliche Sitzung


Aus dem Ältestenrat


Punkt 9.a)
Akteneinsicht                                - Drs. 251 -

Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN


ist von der Antragstellerin zurückgezogen worden.


und


Punkt 9.h)
Beteiligungscontrolling                      - Drs. 260 -



Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN

ist von der Antragstellerin zurückgezogen worden.

Diese Punkte stehen damit nicht zur Beratung an. Nichtöffentliche Sitzung


Aus dem Ältestenrat


Punkt 2.
Antwort auf die Große Anfrage zur Kieler     - Drs. 134 -



Wohnungspolitik (Punkt 27.a) Öffentliche



Sitzung)



SPD-Ratsfraktion


wird unter Punkt 20.b) der Öffentlichen Sitzung behandelt.


Ratsherr   F e n s k e

(SPD) erklärt, daß die Dringlichkeit zum Tagesord-


nungspunkt 3.a) der Nichtöffentlichen Sitzung nicht anerkannt wird. 


Damit wird die erforderliche 2/3-Mehrheit der gesetzlichen Zahl der Rats-

mitglieder (33) nicht erreicht. Dieser Punkt steht damit nicht zur Beratung an.

Weitere Wortmeldungen zur Tagesordnung liegen nicht vor. Die Dringlichkeit aller übrigen nachgereichten und auf den Tisch gelegten Anträge und Vor- lagen wird einstimmig anerkannt. 

Stadtpräsidentin   K i e t z e r   (SPD) stellt die Genehmigung der Tages​ordnung in der nunmehr vorliegenden geänderten Form fest.

3. Einwohneranfragen


Es ist keine Anfrage eingegangen.

4. Aktuelle Stunde


Es wurde kein Thema von den Fraktionen angemeldet.

5. Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung der Ratsversammlung 


am 18.03.1999


Die Niederschrift hat ausgelegen.


Das Protokoll wurde in zwei Punkten ergänzt bzw. korrigiert. Die entspre-


chenden Austauschseiten sind in den Fraktionen verteilt worden.


Weitere Einwendungen sind nicht eingegangen.

Antrag:   Die Niederschrift über die Sitzung der Ratsversammlung am 



       18.03.1999 wird genehmigt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig ​6. Mitteilungen der Stadtpräsidentin


a) Spenden für Königsberg

Stadtpräsidentin   K i e t z e r   (SPD) bedankt sich bei einer Delega​tion der CDU-Ratsfraktion für den vor der Sitzung überreichten Spenden​erlös von 1.000 DM einer für Königsberg durchgeführten Sammlung. 


Kenntnis genommen

7. Mitteilungen des Oberbürgermeisters 

a) 2. Kieler Beteiligungsbericht                               - Drs. 241 ​


Ausgehend vom Wunsch der Selbstverwaltung um Vergrößerung des im Betei​ligungsbericht dargestellten Bestandes an Beteiligungen und Unternehmen wurde die verstrichene Zeit genutzt, die Inhalte des ersten Berichtes

- aufbauend auf den Jahresabschlüssen 1997 und Wirtschaftsplänen 1998



der Unternehmen und Beteiligungen - zu aktualisieren.

Da der seinerzeitige Hinweis auf die begrenzten personellen Möglichkei​ten des Amtes auch heute Gültigkeit besitzt, konnten umfangreiche Ände​rungen im Aufbau naturgemäß nicht erfolgen, obwohl sicherlich andere Formen der Präsentation denkbar sind. Das jetzige Format ist eben ein Kompromiß zwischen Machbarem und Vorstellbarem.

Wie im Vorjahr auch wurden wieder die wichtigsten und größten Unterneh​men und Beteiligungen berücksichtigt. Hinzugekommen sind erstmals die Eigenbetriebe der Stadt. Die Darstellung der Sparkasse Kiel hingegen scheiterte an der Haltung des dortigen Vorstandes, der aufgrund der Tat​sache, daß es sich bei der Sparkasse nicht um ein Beteiligungsunterneh​men der Stadt handelt, eine Einbeziehung in einen Beteiligungsbericht für sachlich nicht angezeigt hielt. Die Profile der aufgenommenen Unter​nehmen wurden aus den geprüften Jahresabschlüssen 1997 erstellt und mit den jeweiligen Geschäftsführungen abgestimmt.



Abschließend ist darauf hinzuweisen, daß der Beteiligungsbericht nach

wie vor als das anzusehen ist, was er inhaltlich darstellt: ein knappes Kompendium der städtischen Unternehmen und Beteiligungen, das der inter​essierten Leserschaft gezielt allgemeine Informationen, bezogen auf die nahe Vergangenheit und mit einem Ausblick auf die Zukunft, bietet.


Kenntnis genommen

b) Umstrukturierung von Teilen des Amtes für Organisation      - Drs. 262 ​


und Verwaltungsreform

Mit Wirkung vom 16. März 1999 hat der Oberbürgermeister eine Organisa- 

tionsänderung verfügt, die die folgenden wesentlichen Punkte beinhaltet:

- Für einen zunächst auf zwei Jahre begrenzten Zeitraum wird der Sachbe​reich 04.1.1 "Organisationsuntersuchungen" aufgelöst und jeweils eine Organisatorenstelle dem Büro des Oberbürgermeisters und den Dezernaten I bis IV zugeteilt.

- Beim Oberbürgermeister wird ein zentraler Steuerungsdienst im Büro des Oberbürgermeisters gebildet.

- Die Abteilung 04.3 "Koordinierung, Controlling (Verwaltungsreform)" wird aufgelöst. Die Aufgabe "Aufbau Kosten- und Leistungsrechnung" wird - mit Planstelle - in das Kämmerei- und Steueramt verlagert. Die übrigen Aufgaben "Aufbau Berichtswesen" und "Produktbildung, verschie​dene Angelegenheiten im Zusammenhang mit der Verwaltungsreform" und die dafür vorhandenen zwei Planstellen werden in die Abteilung 04.1 eingegliedert, die die Bezeichnung "Zentrale Organisationsaufgaben, Stellenplan, Stellenbewertung, Verwaltungsreform" trägt.

- Es wird eine Stabsstelle für die Leitung bedeutender Projekte einge​richtet (mit Zurodnung der Planstelle des bisherigen Abteilungsleiters 04.1), deren erste Aufgabe die Optimierung der Gebäudewirtschaft ist. Die Stabsstelle wird vorübergehend organisatorisch dem Hochbauamt zu​geordnet.

Nach den Grundsätzen des Neuen Steuerungsmodells geht mit der Verlage​rung der Ressourcenverantwortung auch die Organisationsverantwortung auf die Dezernate über. Die Umstrukturierung der Organisationsabteilung im Amt für Organisation und Verwaltungsreform ist daher eine logische Kon​sequenz der Dezentralisierung.

Die Aufspaltung der Organisation bedeutet allerdings, daß eine Steuerung und Koordinierung der zentralen und dezentralen Organisation erfolgen muß - einmal, um sicherzustellen, daß weiterhin nach einheitlichen Maß​stäben gearbeitet wird, zum anderen, weil größere Untersuchungsaufträge nur durch dezernatsübergreifende Projektgruppenarbeit zu bewältigen sein werden. Diese Aufgabe fällt dem neu eingerichteten Steuerungsdienst im Büro des Oberbürgermeisters zu; dafür wird eine dort vorhandene freie Planstelle besetzt.


Die Aufgabenabgrenzung im Bereich "Organisation" sieht wie folgt aus:


Steuerungsdienst Oberbürgermeister 


- Information der Verwaltungsführung und der Fachbereiche in allen



steuerungsrelevanten Angelegenheiten 


- Entwicklung fachbereichsübergreifender Leitbilder, Programme, Ziele 


- Koordination und Controlling der zentralen und dezentralen Organisa-



tion


Zentrale Organisation im Amt für Organisation und Verwaltungsreform 

- Vorgabe von Handlungsrahmen für Sachgebiete, Ämter, Referate etc. nach den von der Verwaltungsführung beschlossenen Zielen 

- Zentrale Organisationsaufgaben (insbesondere dezernatsübergreifende Dienst- und Geschäftsanweisungen Stellenplan und Stellenbewertungen) 


- Unterstützung der Verwaltungsführung in Organisationsangelegenheiten



Dezentrale Organisation in den Dezernaten 

- Dezentrale Organisationsaufgaben im Rahmen der fachbereichsübergrei​fenden Vorgaben 

- Dezernatsübergreifende Aufgaben im Auftrag der Verwaltungsführung

Die neue Organisationsstruktur soll nach Ablauf von zwei Jahren auf ihre Zweckmäßigkeit überprüft werden.




Kenntnis genommen

c) Erlaß des Innenministeriums des Landes Schleswig-           - Drs. 280 -




Holstein zum Stellenplan 1999

Nach dem Beschluß der Ratsversammlung vom 15./16. Dezember 1993 "hat der Personaldezernent die Verfügungen der Kommunalaufsicht, die die Genehmi​gung oder Beanstandung der Stellenpläne oder Nachtragsstellenpläne be​treffen, als Geschäftliche Mitteilung der Ratsversammlung mitzuteilen."

Die Landeshauptstadt Kiel legte dem Innenministerium des Landes Schles​wig-Holstein den am 10./11. Dezember 1998 beschlossenen Stellenplan 1999 als Protokollauszug mit den erforderlichen Anlagen am 2. Februar 1999 vor. Ein Exemplar des Stellenplanes wurde am 8. Februar 1999 nachge​reicht.

Der Stellenplanerlaß des Innenministeriums des Landes Schleswig-Holstein vom 30. März 1999 ist als Anlage beigefügt.




Der Stellenplan 1999 ist damit abgeschlossen.

Die Dringlichkeit wurde bei der Genehmigung der Tagesordnung anerkannt. 

Kenntnis genommen


d) Festveranstaltung für den THW am 2. Mai auf dem Rathausplatz 




- Verlagerung des Flohmarktes - 




- mündliche Mitteilung -

Oberbürgermeister   G a n s e l   teilt mit, daß am 2. Mai auf dem Rat​hausplatz eine Feier zu Ehren des THW stattfinden wird. Der gleichzeitig stattfindende Flohmarkt wird auf Europa- und Holstenplatz verlegt. Kenntnis genommen


Weitere Mitteilungen liegen nicht vor.

8. Anträge der Fraktionen

Betreff:  Gestaltung des Bahide-Arslan-Platzes                 - Drs. 175 ​Berichterstatter:  Herr Levtzow, Vorsitzender des Ortsbeirates Gaarden 

Antrag:   

1. Für den Erwerb einer Granit-Plastik des Bildhauers Ben Siebenrock sind die notwendigen finanziellen Mittel bereitzu​stellen. Der Ortsbeirat Gaarden hat eine Option auf die Skulp​tur bis zum 30.06.1999. Der Kaufpreis beträgt danach






20.000,00 DM zzgl. 7 % Mehrwertsteuer.

     2. Weiterhin sind die zuständigen Gremien zu beteiligen und die Ämter zu beauftragen, eventuell notwendige Umbauten des Plat​zes für die Aufstellung der Skulptur "Bootskörper" zu planen und durchzuführen.


Beschluß:  mit Änderung - mit Mehrheit -

) Alternativantrag zum Bahide-Arslan-Platz                    - Drs. 249 -


Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:

Zur angemessenen Gestaltung des Bahide-Arslan-Platzes wird im Stadtteil Gaarden ein Ideenwettbewerb durchgeführt. Zur Teilnahme an diesem Ideen​wettbewerb, der auch Vorschläge zur Finanzierung der Umsetzung umfassen soll, sind alle Gaardenerinnen und Gaardener aufgerufen, insbesondere geht die dringende Bitte an die dortigen Schulen, sich im Rahmen von Projektwochen diesem Thema zu widmen.


Beschluß:   A b g e l e h n t   - mit Mehrheit -

)
Gestaltung des Bahide-Arslan-Platzes                        - Drs. 268 -


- Einverständniserklärung der Familienangehörigen -

Die Familie Arslan hat sich gegenüber der Landeshauptstadt Kiel damit einverstanden erklärt, daß im Ortsteil Gaarden ein Platz nach Bahide Arslan benannt wird.


Kenntnis genommen

) Ergänzungsantrag zu Punkt 8.                                - Drs. 289 -




Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion vor:




Der Antragstext wird um einen folgenden dritten Punkt ergänzt:

3. Zugestimmt wird einer außerplanmäßigen Ausgabe bei der Haushalts- 





stelle

63.969.950 "Gestaltung des Bahide-Arslan-Platzes" in Höhe von 26.400,00 DM. Die Deckung erfolgt durch:

"Mehreinnahmen in Höhe von 16.400 DM bei der Haushalts​stelle 63.969.367 "Spenden für die Gestaltung des Bahide-Arslan-Platzes".




und

"Minderausgaben in Höhe von 10.000 DM bei der Haus​haltsstelle 63.004.950 "Vorbereitung von Straßenbau​maßnahmen".




Erläuterung zu
63.969.950: Ausgaben dürfen nur geleistet werden, wenn

die Einnahmen bei der Haushaltsstelle 63.969.367 sichergestellt sind.




Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit-

9. Anträge der Fraktionen

a) Akteneinsicht (Geschäftliche Mitteilung KWG)                - Drs. 251 ​



Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor 



Die Verwaltung ermöglicht es den Fraktionsvorsitzenden der Ratsfraktio​nen, vertraulich Einsicht in das Material zu nehmen, auf dessen Grund- lage die Geschäftliche Mitteilung zum Verkauf der KWG gefertigt wurde.




Zurückgezogen

b) Wirtschaftliches Nutzungskonzept Gelände "Alte              - Drs. 252 -




Feuerwache"




Hierzu liegt folgender Antrag der S-U-K-Ratsfraktion vor:

1. Der Oberbürgermeister legt der Ratsversammlung bis zu ihrer Sitzung im Oktober 1999 ein Nutzungs- und Gestaltungskonzept für das Gelände der "Alten Feuerwache" vor. Geprüft werden soll unter besonderer Be​rücksichtigung privater Investitionsmöglichkeiten unter anderem die Möglichkeit, eine überdachte Einkaufspassage mit Tiefgarage zu reali​sieren, um den vorhandenen Parkraum gegebenenfalls sogar zu erwei​tern. 

2. Das Nutzungskonzept soll die Möglichkeiten einer breiten und frühzei​tigen Beteiligung an den Planungen (Altstadtförderverein u. ä.) ein​beziehen.

Ratsherr   C or d e s   (CDU-Ratsfraktion) beantragt Überweisung in den



Wirtschaftsausschuß. 



Ratsherr   L i n d n e r
(SPD-Ratsfraktion) federführend in den Bau-



ausschuß.

Beschluß über die Geschäftsordnungsanträge: Mit Mehrheit (bei Gegen-

stimmen der S-U-K-Ratsfrak​tion) überwiesen

c) Aktion "Parken für die Hälfte"

                - Drs. 255 -



Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, die Gebühren für städtische Park​flächen in der Innenstadt versuchsweise auf ein Jahr befristet um 50 % zu senken und zu prüfen, inwieweit es sinnvoll ist, bestehende Höchst​parkzeiten aufzuheben.


) Alternativantrag zu Punkt 9 c.

                - Drs. 290 -



Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor



1. Der Oberbürgermeister legt der Ratsversammlung in ihrer Mai-Sitzung

eine Parkraum-Konzeption für den öffentlichen Parkraum in der Innen​stadt analog dem Entwurf zur Beschlußfassung vor, der am 24. Februar 1999 dem Arbeitskreis Verkehrsmarketing vorgestellt wurde. Dabei sind zu Einzelaspekten Alternativvarianten darzustellen.

2. Der Oberbürgermeister unterrichtet die Ratsversammlung über die Aus​wertungsergebnisse des Modellversuchs zu halbierten Parkgebühren der Stadt Neumünster.



Ratsherr   D i e s t e r
(SPD-Ratsfraktion) beantragt Überweisung in



den Innen- und Umweltausschuß.

Beschluß über diesen Geschäftsordnungsantrag: Einstimmig überwiesen

d) Nachwahl eines Mitgliedes im Ortsbeirat Ellerbek/           - Drs. 256 



​Wellingdorf



Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion vor:

In den Ortsbeirat Ellerbek/Wellingdorf wird als ordentliches Mitglied

Heinz Jeß





Danziger Straße 46






24148 Kiel



gewählt.

Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

e) Nachwahl eines Mitgliedes im Ortsbeirat Gaarden             - Drs. 257 -


Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion vor:


In den Ortsbeirat Gaarden wird als ordentliches Mitglied





Ayhan Simsek

Augustenstraße 13






24143 Kiel


gewählt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

f) Ticketpreis für Fahrradmitnahme                             - Drs. 258 ​


Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor Die VertreterInnen der Landeshauptstadt Kiel in den Aufsichtsräten der KVAG und der SFK werden gebeten, auf die jeweiligen Vorstände einzuwir​ken, um die nachfolgenden Tarifbestimmungen im VRK umzusetzen:


1. Die Fahrradmitnahme auf der Schwentine-Linie ist für BesitzerInnen



einer Monatskarte kostenlos.


2. Die Monatskarte für eine Fahrradmitnahme auf der Schwentine-Linie 



kostet 25,00 DM wie vor dem 24.05.1998.


3. Das Ticket für eine Fahrradmitnahme kostet 2,10 DM.


4. Diese Änderungen werden zum frühestmöglichen Zeitpunkt umgesetzt.

Ratsherr   O s c h m a n n   (Bündnis 90/DIE GRÜNEN) teilt mit, daß Zif​fer 2. des Antrages wie folgt lauten muß: 


"Die Monatskarte für eine Fahrradmitnahme auf den Fördeschiffen kostet


25,00 DM wie vor dem 24.05.1998."


Ratsherr   M o r i z   (CDU-Ratsfraktion) beantragt die Überweisung in


den Wirtschaftsausschuß.

Beschluß über diesen Geschäftsordnungsantrag: Einstimmig überwiesen

g) Resolution zur Förderung innovativer und standort-          - Drs. 296 


​bedeutender Studiengänge der Kieler Hochschulen


Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion/ 


Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor:

1. Die Ratsversammlung spricht sich für die konzeptionelle und finan​zielle Förderung innovativer, standortbedeutender Studiengänge und Forschungsbereiche der Kieler Hochschulen aus. Dies bedeutet v. a. die zeitnahe Wiederbesetzung freiwerdender Stellen und eine geeignete Ausstattung der entsprechenden Hochschuleinrichtungen.

2. Die Ratsversammlung appelliert an die Landesregierung, im Rahmen der notwendigen Haushaltskonsolidierung die für Kiel und die Region Schleswig-Holstein bedeutenden Studienfächer und Forschungsbereiche nicht über Gebühr zu belasten.

Hochschulpolitische Zielvorstellung soll vielmehr sein, v. a. die- jenigen Studienfächern und Forschungsbereichen ein besonderes Gewicht zu verleihen, die durch ihre Ergebnisse dazu beitragen,



- die bestehende Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt zu befriedigen, 



- Produktinnovation zu fördern, 



- Existenzgründungen zu begünstigen.

Ferner sollen diejenigen Studienfächer und Forschungsbereiche heraus​gestellt werden, die am Standort Kiel eine (im Vergleich zu anderen Standorten) gute bis herausragende Qualität aufweisen oder aber neben dem Standort Kiel nur an wenigen anderen Standorten angeboten werden.



Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

h) Beteiligungs-Controlling (hier: Berichtspflicht             - Drs. 260 



​in Sonderfällen)



Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor

1. Die Verwaltung wird verpflichtet, die Selbstverwaltung so schnell wie möglich über krisenhafte in bezug auf städtische Gesellschaften zu informieren.

2. Die Verwaltung soll dazu auch neben bestehenden Gremien der Selbst​verwaltung tätig werden, indem z. B. die Fraktionsvorsitzenden tele​fonisch informiert oder zu einem Gespräch gebeten werden.

3. Die Verwaltung wird verpflichtet, die oben angesprochene Form von Be​richtswesen insbesondere dann zu praktizieren, wenn Pressemeldungen vor einer Sitzung, die ein übliches Berichtswesen ermöglicht, zu er​warten sind.



Zurückgezogen

i) Jugend im Rathaus                                           - Drs. 271 



​Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:

Der Oberbürgermeister wird beauftragt zu untersuchen, in welcher Form eine Veranstaltung "Jugend im Rathaus" ausgerichtet werden kann. In die​sem Zusammenhang ist insbesondere zu prüfen, inwieweit eine Finanzierung über Sponsoring möglich wäre. Die Ergebnisse der Prüfung sind der Rats​versammlung bis zu ihrer Sitzung im Juli 1999 vorzulegen.

) Ergänzungsantrag zu Punkt 9 i.                              - Drs. 291 -



Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor



Ratsherr   K r a m e r   (CDU-Ratsfraktion) übernimmt die Druck- 



sache 291.

Beschluß über die Drs. 271 einschl. der Ergänzung der Drs. 291 (Fett-


druck):

a) Der Oberbürgermeister wird beauftragt zu untersuchen, in welcher Form eine Veranstaltung "Jugend im Rathaus" ausgerichtet werden kann. In diesem Zusammenhang ist insbesondere zu prüfen, inwieweit eine Finan​zierung über Sponsoring möglich wäre. Die Ergebnisse sind der Rats​versammlung bis zu ihrer Sitzung im Juli 1999 vorzulegen. 


b) In die Untersuchung sind auch Angebote und Erfahrungen der anderen



kreisfreien Städte mit einzubeziehen.


Abstimmung: Nach Antrag - einstimmig -

j) Abruf von städtischen Antragsformularen über das            - Drs. 272 


​Internet


Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, unverzüglich den Abruf von diver​sen städtischen Antragsformularen über das Internet zu ermöglichen. Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

k) Fair-Handel                                                 - Drs. 273 ​


Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor 

1. Die Ratsversammlung begrüßt die aktive Teilnahme der Landeshauptstadt Kiel an den landesweiten Aktionstagen zur "Unterstützung fair gehan​delter Produkte" vom 10. Juni 1999 bis zum 10. Juli 1999.

2. Die Stadt Kiel wird ihre BürgerInnen in geeigneter Form auf die Akti​vitäten während der Aktionstage aufmerksam machen und zur Teilnahme auffordern. Die Kieler Woche mit ihrer publikumswirksamen Anziehungs​kraft sollte besonders für das "Fair-Handeln" genutzt werden.

3. Die Stadt Kiel setzt sich für den Verbrauch und den Vertrieb von fair gehandelten Produkten wie Kaffee, Tee, Kakao und Schokolade etc. in den eigenen Kantinen und Cafeterien sowie in den entsprechenden Ein​richtungen der städtischen Ämter und Betriebe (Stadtwerke, Städti​sches Krankenhaus, Abfallwirtschaftsbetrieb, Opernhaus etc.) ein.

Ratsherr   W e t z e l   (SPD-Ratsfraktion) ergänzt Drs. 273 um folgende neue Ziffer 4: 


"4. Die Stadt Kiel setzt sich dafür ein, daß während der Sitzungspausen


der Ratsversammlung fair gehandelte Produkte angeboten werden."


Ratsherr   R o g a c k i   (CDU-Ratsfraktion) beantragt, einen Erfah-


rungsbericht über die Aktion vorzulegen.


Ratsherr   O s c h m a n n   (Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN) über-


nimmt die vorgetragenen Änderungen.

Beschluß einschl. der von Ratsherrn Oschmann für die Drs. 274 übernomme​nen Änderungen (Fettdruck):

1. Die Ratsversammlung begrüßt die aktive Teilnahme der Landeshauptstadt Kiel an den landesweiten Aktionstagen zur "Unterstützung fair gehan​delter Produkte" vom 10. Juni 1999 bis zum 10. Juli 1999. 

2. Die Stadt Kiel wird ihre BürgerInnen in geeigneter Form auf die Akti​vitäten während der Aktionstage aufmerksam machen und zur Teilnahme auffordern. Die Kieler Woche mit ihrer publikumswirksamen Anziehungs​kraft sollte besonders für das "Fair-Handeln" genutzt werden. 

3. Die Stadt Kiel setzt sich für den Verbrauch und den Vertrieb von fair gehandelten Produkten wie Kaffee, Tee, Kakao und Schokolade etc. in den eigenen Kantinen und Cafeterien sowie in den entsprechenden Ein​richtungen der städtischen Ämter und Betriebe (Stadtwerke, Städti​sches Krankenhaus, Abfallwirtschaftsbetrieb, Opernhaus etc.) ein. 


4. Die Stadt Kiel setzt sich dafür ein, daß während der Sitzungspausen

der Ratsversammlung fair gehandelte Produkte angeboten werden. 


5. Ein Erfahrungsbericht über die Aktion ist vorzulegen.


Abstimmung: Einstimmig

l) Nachwahl eines Mitgliedes im Ortsbeirat Pries/              - Drs. 287 


​Friedrichsort


Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion vor:


In den Ortsbeirat Pries/Friedrichsort wird als ordentliches Mitglied

Karsten Lucke






Händelweg 36







24159 Kiel


gewählt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

m) Resolution zur Änderung des Gesetzes zur Neuregelung        - Drs. 288 


​der geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse


Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:

Die Ratsversammlung fordert die Bundesregierung auf, das Gesetz zur Neu​regelung der geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse mit sofortiger Wirkung zurückzunehmen. Dafür wird die gesetzliche Regelung vor dem


1. April 1999 wieder eingeführt.


Die Dringlichkeit wurde bei der Genehmigung der Tagesordnung anerkannt.


Ratsherr   K o t t e k   (S-U-K-Ratsfraktion) beantragt, den Antrag wie


folgt zu fassen: 

"Die Ratsversammlung fordert die Bundesregierung auf, das Gesetz zur Neuregelung der geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse zum frühestmög​lichen Zeitpunkt zu modifizieren."


Abstimmung: Abgelehnt - mit Mehrheit bei Ja-Stimmen der S-U-K -

SPD-Ratsfraktion/Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN stellen folgenden


Änderungsantrag zu Drs. 288: 

"Die Ratsversammlung fordert die Bundesregierung auf, das Gesetz zur Neuregelung der geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse nach einem hal​ben Jahr unter arbeitsmarktpolitischen Gesichtspunkten zu überprüfen und ggf. Korrekturen vorzunehmen."

Abstimmung: Nach Antrag - mit Mehrheit bei Gegenstimmen von CDU und




S-U-K

Stadtpräsidentin   K i e t z e r   (SPD) stellt sodann die Drs. 288 in der nunmehr vorliegenden, geänderten Fassung zur Abstimmung.


Beschluß:

Die Ratsversammlung fordert die Bundesregierung auf, das Gesetz zur Neu​regelung der geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse nach einem halben Jahr unter arbeitsmarktpolitischen Gesichtspunkten zu überprüfen und ggf. Korrekturen vorzunehmen.

Abstimmung: Mit Mehrheit beschlossen - bei Gegenstimmen von CDU und




S-U-K

n) Umbesetzung Ortsbeirat Schreventeich/Hasseldieksdamm        - Drs. 292 -


Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor


Da Herr Ralf Schmidt sein Amt niedergelegt hat, wird als neues Mitglied


für den Ortsbeirat Schreventeich/Hasseldieksdamm





Herr Manfred Gulba






Westring 322
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gewählt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

o) Erweiterung der Übergangsregelung der Richtlinien           - Drs. 297 


​über die Beurteilung der Beamtinnen und Beamten 


der Landeshauptstadt Kiel (beschlossen in der RV 


am 11.12.1998)


Interfraktioneller Antrag aller Ratsfraktionen


Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion/CDU-Ratsfraktion/ 


Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN/S-U-K-Ratsfraktion vor:

Die Übergangsvorschriften unter Ziffer 8 der Beurteilungsrichtlinien werden bezüglich der Zielvereinbarungsgespräche (Ziffer 5.2 der Beurtei​lungsrichtlinien) wie folgt erweitert:

"Zielvereinbarungsgespräche werden bei der Landeshauptstadt Kiel neu eingeführt. Um dieses Instrument der Personalentwicklung erfolgreich an​zuwenden, bedarf es


a) der Übung (es empfiehlt sich daher mit "kleinen" Zielvereinbarungen



zu beginnen),

b) der Akzeptanz (das Vertrauen in dieses Instrument muß geschaffen wer​den) und


c) der Erfahrung (jede und jeder Beschäftigte muß Erfahrungen sammeln,



welche danach systematisch auszuwerten sind).



Vom Zeitpunkt der ersten geschlossenen Zielvereinbarungen gilt daher 

eine einjährige Übergangsphase, in der diese Zielvereinbarungen nicht beurteilungsrelevant sind."



Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

10. Betreff:  Genehmigung von Einzelentscheidungen gem. § 82       - Drs. 264 ​Gemeindeordnung - unerhebliche Haushaltsver- 




änderungen


Berichterstatter: Oberbürgermeister Gansel


Antrag:
Die in der anliegenden Liste aufgeführten Einzelentscheidungen




gemäß § 82 der Gemeindeordnung in Höhe von insgesamt 




751.952,78 DM werden genehmigt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

11. Betreff:  Sanierung der Bühnen der Landeshauptstadt Kiel       - Drs. 231 ​Berichterstatter: Stadtrat Dr.-Ing. Rethage


Antrag:
Zugestimmt wird einer überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von

800.000,00 DM bei der Haushaltsstelle 331.007.940 - Erfüllung von Sicherheitsauflagen im Bereich der Bühnen der Landeshauptstadt Kiel -.




Die Mehrausgabe wird gedeckt durch

a) eine Mehreinnahme in Höhe von 500.000,00 DM bei der Haushalts​stelle 331.008.361 - Zuschuß des Landes Schleswig-Holstein für die Sanierung des Schauspielhauses -,

b) eine Minderausgabe in Höhe von 380.000,00 DM bei der Haus- haltsstelle 621.000.9250 - An öffentliche wirtschaftliche Unternehmen - Kommunaldarlehen -.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

12. Betreff:  3. Nachtragssatzung zur Flohmarktsatzung             - Drs. 265 ​Berichterstatter: Stadtrat Dr.-Ing. Rethage


Antrag:
Die als Anlage beigefügte 3. Nachtragssatzung zur Flohmarkt-

satzung der Landeshauptstadt Kiel wird beschlossen.


Ratsherr

T s c h o r n   (CDU-Ratsfraktion) stellt den Geschäftsordnungs-

antrag auf Vertagung und möchte folgende Fragen bis zur nächsten Sitzung in einer veränderten Vorlage geklärt haben:


- Um welche einzelnen Summen handelt es sich? 


- Was kriegen wir mehr durch die Nachtragssatzung, was kriegen wir even- 




tuell durch Pkt. 1 weniger? 

- Was bringen die Flohmärkte in Gaarden erwartungsgemäß an Mehreinnahmen? 

- Um wieviel sind die Kosten für Reinigung der Marktflächen und Nachsortie​

rung des Mülls gestiegen? 


- Seit wann sind die Flohmärkte umsatzsteuerpflichtig? 


- Wieviel Geld macht das aus pro Jahr? 


- Was ist die Marktmeisterei? 


- Was sind die üblichen Entgelte für Flohmärkte?

Stadtpräsidentin   K i e t z e r   (SPD) stellt den Geschäftsordnungsantrag zur Abstimmung.


Beschluß: Vertagt - bei Ja-Stimmen der CDU und S-U-K -

13. Betreff:  Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes für         - Drs. 298 ​






die LHS Kiel (Erneuter Entwurfsbeschluß) 






hier: Begründete Stellungnahme des Hauptaus- 









schusses


Berichterstatter: Vorsitzender des Hauptausschusses


Antrag:
Die Ratsversammlung stimmt, der Empfehlung des Hauptausschusses






folgend, der in der Anlage beigefügten Verwaltungsvorlage 






- Drs. 179 - zu.

13. Betreff:  Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes für die     - Drs. 179 ​Landeshauptstadt Kiel (Erneuter Entwurfsbeschluß)


Berichterstatter: Stadtrat Schirmer


Antrag:

 I. Über die Anregungen zum Entwurf der Neuaufstellung des

Flächennutzungsplanes für die Landeshauptstadt Kiel, der in der Zeit vom 15.04.1998 bis 27.05.1998 öffentlich ausgelegen hat, wird entsprechend den in der Begründung zu I. aufge​führten Vorschlägen im Einzelnen entschieden.

II. Für das Gebiet der Landeshauptstadt Kiel wird die Neufassung des Flächennutzungsplanes entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan erneut als Entwurf beschlossen.

III. Anregungen können gemäß § 3 Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB) nur zu den geänderten Teilen vorgebracht werden (Plan: An- 








lage 1).

Dem Erläuterungsbericht, bestehend aus der am 12.02.1998 als Ent​wurf beschlossenen Fassung und den beigefügten Korrekturen und Änderungen, wird zugestimmt.






Anlage 1: Plan

Beschluß: Der Vorlage wird in der vom Bauausschuß beschlossenen Fassung 






(Drs. 179) mit Mehrheit zugestimmt.

13. Anträge der Fraktion 

) 9 Änderungsanträge der S-U-K-Ratsfraktion                   - Drs. 216 

​Hierzu liegt folgender Antrag der S-U-K-Ratsfraktion vor:





Zuwegung IKEA

1. Die Zuwegung IKEA erfolgt nicht über den Westring. 

2. Die Verwaltung legt alternative Lösungen bezüglich einer verträg- lichen Zuwegung IKEA vor.

Russeer Rampe

Auf weitere Planungen für den Bau der Anschlußstelle Russee - A 215 in Höhe des Russeer Weges (Russeer Rampe) wird verzichtet.

Aubrook 100

1. Das Gelände Aubrook 100 wird nicht als "Sonderbaufläche Alter- natives Wohnen" dargestellt. 

2. Das Gelände Aubrook 100 wird als Kleingartengelände ausgewiesen.

Flughafennahe Gewerbeflächen

Die Flächen nördlich der Boelckestraße werden als Gewerbeflächen für so​genannte "Flughafennahe Gewerbebetriebe" ausgewiesen.

Fußwegeverbindungen Scheerhafen

1. Auf die Darstellung von Fußwegeverbindungen im Bereich Scheerhafen (Nordmole) wird verzichtet. 

2. Auf die Darstellung von Fußwegeverbindungen auf Hafenflächen wird generell verzichtet.

Einzelhandelsfläche Kronshagener Weg

Das Gelände am Kronshagener Weg, zwischen Olof-Palme-Damm und dem Telekom Gelände, wird als Einzelhandelsfläche ausgewiesen.

Gewerbefläche Gut Schwartenbek

Das Gelände Gut Schwartenbek wird als Gewerbefläche ausgewiesen. Südspange Gaarden

Die Südspange Gaarden bleibt Teil des Flächennutzungsplanes.

Ausbau A 21 (B 404)

Der Ausbau der A 21 (B 404) zwischen Kiel und Wankendorf wird in den Flächennutzungsplan der Landeshauptstadt Kiel aufgenommen.

)
Änderungsantrag
                                          - Drs. 225 -

Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor

a) Das Gewerbeerweiterungsgebiet Koppelberg/Redderkoppel wird als Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft dargestellt.

b) Das Gewerbeerweiterungsgebiet Brauner Berg wird als Fläche für Maß​nahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Land​schaft dargestellt.

c) Das Gebiet Ottendorfer Au wird als Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft dargestellt.

d) Die Fläche der Wagengemeinschaft Timmerberg in Kiel-Wik wird als Son​derbaufläche "Alternatives Wohnen in Bau- und Zirkuswagen" ausgewie​sen.


e) Melsdorfer Straße: Die geplante gemischte Baufläche in Höhe der



Gorch-Fock-Schulen wird als Wohnbaufläche dargestellt.

f) Russeer Weg: Die geplante Gewerbefläche östlich des Russeer Weges, nördlich der A 215 wird geteilt und als eine kleinere Gewerbefläche und eine Grünfläche dargestellt.


g) Auf die Darstellung der "Russeer Rampe" als öffentliche Verkehrs- 



fläche wird verzichtet.

h) Die für großflächigen Einzelhandel geplante Fläche Fachmärkte an der B 404 gegenüber der Braunstraße wird als Gewerbefläche dargestellt.


i) Schwentinebrücke/Anbindung Ostuferhafen: Soll beibehalten werden, der



Einwendung wird nicht gefolgt.


j) Auf die Darstellung eines Teils westlich der Industriebahn des

4. Bauabschnittes sowie des gesamten 6. Bauabschnittes des Wohngebie​tes Wellsee wird verzichtet. Die Flächen werden als extensiv genutz​tes Dauergrünland (4. Bauabschnitt) und als landwirtschaftliche Nutz​fläche (6. Bauabschnitt) dargestellt werden.


k) Specken/DietrichsdorfF: Wird als Vorrangfläche für den Naturschutz



dargestellt.

)
Betreff: Antrag zur Neuaufstellung des Flächen-             - Drs. 226 -




nutzungsplanes (Bereich Meimersdorf/Moorsee)


Berichterstatter: Herr Bargmann - Ortsbeiratsvorsitzender - 







Tel.: 71 24 01


Antrag:  A) Für den Ortsteil Meimersdorf

Für den Ortsteil Meimersdorf ist, vor der Aufstellung von Bebauungsplänen für den neuen Stadtteil Meimersdorf, für die Entwicklung der Dorflage von Meimersdorf ein Bebauungsplan zu erstellen. Es ist sicherzustellen, daß im Flächennut​zungsplan bis zur Erstellung des Bebauungsplanes keine Ge​bäude- und Hofflächen durchschnitten werden.




B) Für den Ortsteil Moorsee 

Die Dorfentwicklungsfläche ist so zu fassen, daß 





1. keine Gebäude- und Hofflächen durchschnitten werden, 

2. eine Dorfentwicklung zwischen Steindamm und Seewiesen- redder westlich des alten Bahndamms möglich ist, 

3. die Abstände zwischen Hochdruck-Gasleitung und möglicher Bebauung auf das sicherheitstechnisch notwendige Maß be​schränkt werden.

)
Änderungsantrag                                             - Drs. 228 -


Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion vor:


Ziffer I:
Über die Anregungen im Entwurf der Neuaufstellung des

Flächennutzungsplanes für die Landeshauptstadt Kiel, der in der Zeit vom 15.05.1998 bis 27.05.1998 öffentlich ausgelegen hat, wird mit folgender Ausnahme entsprechend den in der Be​gründung zu I. aufgeführten Vorschlägen im Einzelnen ent​schieden.



Die Ausnahme ist:

Die Anregung der IHK zur Wiederaufnahme der Gewerbegebiets​ausweisung an der Boelckestraße wird für die landwirtschaft​liche Fläche zwischen Boelckestraße, Kleingartengebiet, Landschaftsschutzgebiet und Ab-/Zufahrt B 503 berücksichtigt (Begründung Seite 65/66).

Ziffer II:  Für das Gebiet der Landeshauptstadt Kiel wird die Neufassung

des Flächennutzungsplanes entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan und unter der o. g. Ausnahme erneut als Entwurf beschlossen.

Ziffer III: Anregungen können gemäß § 3 Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB) nur

zu den geänderten Teilen vorgebracht werden, die die Gründ​züge der Planungen berühren und Auswirkungen auf die Um- gebung haben können (Änderung gem. Ziffer I Und geänderter Plan: Anlage 1).

Dem Erläuterungsbericht, bestehend aus der am 12.02.1998 als Entwurf be​schlossenen Fassung und den beigefügten Korrekturen und Änderungen, wird mit folgender Ergänzung auf Seite 124 unter der Ziffer 4.1 (neuer vor​letzter Absatz) zugestimmt.


Die Ergänzung lautet:

Die Gewerbefläche Brauner Berg ist ausschließlich den auf dem MaK-Ge- lände ansässigen Betrieben als Erweiterungsfläche vorbehalten. Bei Er​weiterungsbedarf soll von den gesetzlichen Möglichkeiten, durch einen Vorhabensbezogenen Bebauungsplan nur einem bestimmten Vorhabensträger Flächen bereitzustellen, Gebrauch gemacht werden.

) Änderungsantrag                                             - Drs. 233 ​

Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:

A. In den Flächennutzungsplan werden folgende Änderungen aufgenommen: Holtenau

1. Das Unterland des Flughafens Holtenau wird als Gewerbegebiet aus​gewiesen.





Suchsdorf

2. Das Gut Schwartenbek bleibt wie im bisherigen F-Plan Gewerbe- gebiet.





Schreventeich/Hasseldieksdamm

3. Der Skandinaviendamm wird als vierspurige Verkehrsstraße mit über​wiegend innerörtlicher Verbindungsfunktion ausgewiesen.





Kronshagener Weg

4. Es wird eine Sonderbaufläche am Kronshagener Weg (Telekom) für ge​werbliche Nutzung dargestellt.





Hassee/Vieburg

5. Das Gelände Aubrook 100 wird als Kleingartenfläche dargestellt. Gaarden


6. Die Südspange Gaarden wird in den Flächennutzungsplan aufgenommen. 

B. In dem Flächennutzungsplan werden folgende Anregungen berücksichtigt: 

1. Die Anregung der MaK Motoren GmbH & Co. KG, auf die Darstellung des Wanderweges über das Betriebsgelände zu verzichten, wird be- rücksichtigt.

2. Die Anregung des Zentrums für maritime Technologie und Seefisch- markt - ZTS Grundstücksverwaltung GmbH, auf die Darstellung einer neuen Schwentinequerung in Höhe der Anlegestelle Dietrichsdorf zu verzichten, wird berücksichtigt.

3. Auf die Ausweisung der Entwicklungsfläche für Natur und Landschaft im Nordosten des Flughafens wird verzichtet.

4. Die Anregung der Seehafen Kiel GmbH & Co. KG, generell auf die Darstellung von Fußwegeverbindungen auf Hafenflächgen zu verzich​ten, wird berücksichtigt.

5. Die Anregung der Interessengemeinschaft Hasseldieksdamm, die Straßenzüge Julienluster Weg, Georg-Feydt-Weg, südlicher Bereich der Melsdorfer Straße bis zur Autobahn A 215 als Wohngebiete im F-Plan darzustellen, wird berücksichtigt.

6. Die Anregung der Kieler Flughafengesellschaft mbH, Flächen nörd​lich der Boelckestraße für die Ansiedlung von Betrieben, die mit dem Betrieb des Flughafens im Zusammenhang stehen, bereitzustel​len, wird berücksichtigt.

13. Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes für die               - Drs. 179 ​Landeshauptstadt Kiel (Erneuter Entwurfsbeschluß)


Antrag/Vorlage des Hauptausschusses                            - Drs. 298 -

Änderungsantrag der SPD-Ratsfraktion
- Drs. 228 -

Antrag des Ortsbeirates Meimersdorf/Moorsee
- Drs. 226 -

Änderungsantrag der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
- Drs. 225 -

Änderungsantrag der CDU-Ratsfraktion
- Drs. 233 -

Änderungsanträge der S-U-K-Ratsfraktion
- Drs. 216 -

Stadtpräsidentin
K i e t z e r   (SPD) stellt zunächst den Antrag des

Ortsbeirates Meimersdorf/Moorsee zur Abstimmung.

Abstimmung: Nach Antrag - mit Mehrheit bei Nein-Stimmen der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN -

Abstimmung über den Änderungsantrag der SPD-Ratsfraktion - Drs. 228 -:

Nach Antrag - mit Mehrheit bei Ja-Stimmen der SPD -

Auf Antrag der S-U-K-Ratsfraktion wird über den Änderungsantrag der Rats​fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN - Drs. 225 - wie folgt abgestimmt:

Drs. 225 - a) - f): Abgelehnt - mit Mehrheit bei Ja-Stimmen der 




Bündnis 90/DIE GRÜNEN - 

Drs. 225 - g):

Abgelehnt - mit Mehrheit bei Ja-Stimmen der 




Bündnis 90/DIE GRÜNEN und der S-U-K - 

Drs. 225 - h) - k): Abgelehnt - mit Mehrheit bei Ja-Stimmen der Bündnis 90/DIE GRÜNEN -

Abstimmung über den Änderungsantrag der CDU-Ratsfraktion - Drs. 233 -:

Drs. 233, A 1 - 6: Abgelehnt - mit Mehrheit bei Ja-Stimmen der CDU und der S-U-K - 

Drs. 233, B 1 - 4: Abgelehnt - mit Mehrheit bei Ja-Stimmen der CDU und der S-U-K - 

Drs. 233, B 5:
Abgelehnt - mit Mehrheit bei Gegenstimmen der SPD - 

Drs. 233, B 6
Abgelehnt - mit Mehrheit bei Ja-Stimmen der CDU und 



der S-U-K -

Stadtpräsidentin
K i e t z e r   (SPD) stellt die neun Anträge der

S-U-K-Ratsfraktion, Drs. 216, getrennt zur Abstimmung: 

1. Russeer Rampe: 

Abgelehnt - mit Mehrheit bei Gegenstimmen von SPD und CDU - 

2. Gewerbefläche Gut Schwartenbek: 

Abgelehnt - mit Mehrheit bei Gegenstimmen von SPD und Bündnis 90/ DIE GRÜNEN -

3. Einzelhandelsfläche Kronshagener Weg: 

Abgelehnt - mit Mehrheit bei Ja-Stimmen der S-U-K-Ratsfraktion - 

4. Aubrook 100: 

Abgelehnt - mit Mehrheit bei Gegenstimmen von SPD und Bündnis 90/ DIE GRÜNEN - 

5. Südspange Gaarden: 

Abgelehnt - mit Mehrheit bei Gegenstimmen von SPD und Bündnis 90/ DIE GRÜNEN - 

6. Fußwegeverbindungen Scheerhafen: 

Abgelehnt - mit Mehrheit bei Gegenstimmen von SPD und Bündnis 90/ DIE GRÜNEN - 

7. Flughafennahe Gewerbeflächen: 

In der Abstimmung vom Antragsteller zurückgezogen 

8. Zuwegung IKEA: 

Abgelehnt - mit Mehrheit bei Ja-Stimmen der S-U-K - 

9. Ausbau A 21: 

Abgelehnt - mit Mehrheit bei Gegenstimmen von SPD und Bündnis 90/ DIE GRÜNEN -

Beschluß über die Drs. 179 einschl. der beschlossenen Änderungen der 

Drs. 228 (Fettdruck) sowie der der Drs. 226 (Kursivdruck) gemäß Antrag der Drs. 298:

Ziffer I:
Über die Anregungen im Entwurf der Neuaufstellung des Flächen-

nutzungsplanes für die Landeshauptstadt Kiel, der in der Zeit vom 15.05.1998 bis 27.05.1998 öffentlich ausgelegen hat, wird mit folgender Ausnahme entsprechend den in der Begründung zu I. aufgeführten Vorschlägen im Einzelnen entschieden.



Die Ausnahme ist:

Die Anregung der IHK zur Wiederaufnahme der Gewerbegebietsaus​weisung an der Boelckestraße wird für die landwirtschaftliche Fläche zwischen Boelckestraße, Kleingartengebiet, Landschafts​schutzgebiet und Ab-/Zufahrt B 503 berücksichtigt (Begründung Seite 65/66).

Ziffer II:  Für das Gebiet der Landeshauptstadt Kiel wird die Neufassung des Flächennutzungsplanes entsprechend dem in der Sitzung aus​hängenden Plan und unter der o. g. Ausnahme erneut als Entwurf beschlossen.

Ziffer III: Anregungen können gemäß § 3 Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB) nur zu den geänderten Teilen vorgebracht werden, die die Gründzüge der Planungen berühren und Auswirkungen auf die Umgebung haben kön​nen (Änderung gem. Ziffer I Und geänderter Plan: Anlage 1).

Dem Erläuterungsbericht, bestehend aus der am 12.02.1998 als Entwurf be​schlossenen Fassung und den beigefügten Korrekturen und Änderungen, wird mit folgender Ergänzung auf Seite 124 unter der Ziffer 4.1 (neuer vorletz​ter Absatz) zugestimmt.


Die Ergänzung lautet:

Die Gewerbefläche Brauner Berg ist ausschließlich den auf dem MaK-Gelände ansässigen Betrieben als Erweiterungsfläche vorbehalten. Bei Erweiterungs​bedarf soll von den gesetzlichen Möglichkeiten, durch einen Vorhabensbe- zogenen Bebauungsplan nur einem bestimmten Vorhabensträger Flächen bereit​zustellen, Gebrauch gemacht werden.


A) Für den Ortsteil Meimersdorf

Für den Ortsteil Meimersdorf ist, vor der Aufstellung von Bebauungsplä​nen für den neuen Stadtteil Meimersdorf, für die Entwicklung der Dorf- lage von Meimersdorf ein Bebauungsplan zu erstellen. Es ist sicherzu​stellen, daß im Flächennutzungsplan bis zur Erstellung des Bebauungspla​nes keine Gebäude- und Hofflächen durchschnitten werden. 


B) Für den Ortsteil Moorsee 



Die Dorfentwicklungsfläche ist so zu fassen, daß 



1. keine Gebäude- und Hofflächen durchschnitten werden, 

2. eine Dorfentwicklung zwischen Steindamm und Seewiesenredder westlich des alten Bahndamms möglich ist, 

3. die Abstände zwischen Hochdruck-Gasleitung und möglicher Bebauung auf das sicherheitstechnisch notwendige Maß beschränkt werden.


Abstimmung: Nach Antrag - mit Mehrheit bei Ja-Stimmen der SPD -

14. Betreff:  Landschaftsplan Kiel                                 - Drs. 180 ​Berichterstatter: Stadtrat Schirmer


Antrag:
Die Entwurfsfassung des in Aufstellung befindlichen Landschafts-

plans wird erneut öffentlich ausgelegt. Gegenstand der erneuten Unterrichtung der Bürgerinnen und Bürger sind die sich aus den

1. Entwurfsbeschluß der Ratsversammlung vom 12.02.1998 zum Flächennutzungsplan (FNP)-Entwurf ergebenden Änderungen sowie weitere Änderungen, die sich aus der öffentlichen Auslegung des FNP und aus Beschlüssen der Fachausschüsse ergeben haben.

14. Landschafsplan Kiel                                            - Drs. 180 -


Änderungsantrag der SPD-Ratsfraktion                           - Drs. 229 -

Beschluß über die Drs. 180 in der Fassung der Drs. 229 (Fettdruck) einschl. einer redaktionellen Änderung von Ratsherrn Lindner (fett, kursiv, unter​strichen:

Die Entwurfsfassung des in Aufstellung befindlichen Landschaftsplans wird erneut öffentlich ausgelegt. Gegenstand der erneuten Unterrichtung der Bür​gerinnen und Bürger sind die sich aus den Entwurfsbeschlüssen der Ratsver​sammlung vom 12.02.1998 und 22.04.1999 zum Flächennutzungsplan (FNP)-Ent​wurf ergebenden Änderungen sowie weitere Änderungen, die sich aus der öffentlichen Auslegung des FNP und aus Beschlüssen der Fachausschüsse er- geben haben.


Abstimmung: Nach Antrag - mit Mehrheit bei Ja-Stimmen der SPD -

15. Betreff:  138. Änderung des Flächennutzungsplanes der          - Drs. 263 ​



Stadt Kiel - Fassung 1970 - für einen Bereich 

in Kiel- Südliche Innenstadt, südlich der Be- bauung Gablenzstraße zwischen Sophienblatt, Alte Lübecker Chaussee und Bundesbahngelände (Endgültiger Beschluß)


Berichterstatter: Stadtrat Schirmer


Antrag:
 I. Die Anregungen zum Entwurf der 138. Änderung des Flächennut-




zungsplanes von




a) der Deutschen Bahn, Sophienblatt 62, 24114 Kiel,




werden nicht berücksichtigt.

II. Für einen Bereich in in Kiel- Südliche Innenstadt, südlich der Bebauung Gablenzstraße zwischen Sophienblatt, Alte Lübecker Chaussee und Bundesbahngelände, wird die 138. Ände​rung des Flächennutzungsplanes der Stadt Kiel - Fassung 1970 - entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan endgültig beschlossen.

Dem Erläuterungsbericht wird zugestimmt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

16. Betreff:  Straßenbenennung                                     - Drs. 267 



​hier: "Am Kiel-Kanal"


Berichterstatter: Stadtrat Schirmer


Antrag:
Die Zufahrtsstraße zum Neubau der Firma Hagenuk/Tiptel in Kiel-



Wik wird mit "Am Kiel-Kanal" benannt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

17. Betreff:  Überplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle       - Drs. 269 ​65.914.950 - Umbau der Hamburger Chaussee, 



2. Bauabschnitt -


Berichterstatter: Stadtrat Schirmer


Antrag:
Einer überplanmäßigen Ausgabe bei der Haushaltsstelle 65.914.950

- Umbau der Hamburger Chaussee, 2. Bauabschnitt - in Höhe von 435.000,00 DM wird zugestimmt. 

Diese wird in voller Höhe gedeckt durch Mehreinnahmen bei den folgenden Haushaltsstellen: 

65.914.360 - vom Bund für den Umbau der Hamburger 



Chaussee -                            138.000,00 DM 65.914.361 - vom Land für den Umbau der Hamburger 



Chaussee -                             16.200,00 DM 66.101.360 - vom Bund für den Ausbau des Sophien- 





blattes -                             280.800,00 DM


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

18. Betreff:  Außerplanmäßige Ausgabe bei der neu einzurichten-    - Drs. 270 ​den Haushaltsstelle 63.087.980 - Verlängerung der 



Ottostraße, Rückzahlung an das Land -


Berichterstatter: Stadtrat Schirmer


Antrag:
Einer außerplanmäßigen Ausgabe bei der neu einzurichtenden Haus-

haltsstelle 63.087.980 - Verlängerung der Ottostraße, Rückzahlung von Fördermitteln - in Höhe von 329.000,00 DM wird zugestimmt. 

Diese wird in voller Höhe gedeckt durch Mehreinnahmen bei der Haushaltsstelle 66.101.360 - vom Bund für den Ausbau des Sophien​blattes -.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

19. Kleine Anfragen 


a) Suchsdorf an der Au
- Drs. 253 -



Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der CDU-Ratsfraktion vor:



Ratsherr Dr.   W u l f f   , CDU-Ratsfraktion



Die Antwort liegt vor - Kenntnis genommen


b) Ausgleichszahlungen für Eingriffe in die Natur
- Drs. 254 -

Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der CDU-Ratsfraktion vor:



Ratsherr
R o g a c k i, CDU-Ratsfraktion



Die Antwort liegt vor - Kenntnis genommen


c) Wohnwert- und Wohnumfeldverbesserung in
- Drs. 261 -



Kiel-Mettenhof und Kiel-Gaarden

Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der SPD-Ratsfraktion vor:



Ratsherr
S c h u l z   , SPD-Ratsfraktion



Die Antwort liegt vor - Kenntnis genommen


d) Eingliederungshilfe für Behinderte in Einrichtungen
- Drs. 278 -

Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der SPD-Ratsfraktion vor:



Ratsherr
W e h n e r   , SPD-Ratsfraktion



Die Antwort liegt vor - Kenntnis genommen


e) Umsetzung der Beschlüsse des Fahrradforums
- Drs. 283 -

Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der Ratsfraktion Bündnis 90/ 



DIE GRÜNEN



Ratsfrau
J ö h n k   , Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN



Die Antwort liegt noch nicht vor


f) Führerscheine - Feuerwehr
- Drs. 284 -

Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der Ratsfraktion Bündnis 90/ 



DIE GRÜNEN



Ratsherr
K l u t h   , Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN



Die Antwort liegt vor - Kenntnis genommen


g) Vergabe bei städtischen Betrieben und Beteiligungen
- Drs. 285 -

Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der Ratsfraktion Bündnis 90/ 



DIE GRÜNEN



Ratsherr
O s c h m a n n   , Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN



Die Antwort liegt noch nicht vor.

h) Projekt "Bürger-/Kundenorientierung der Stadtver-           - Drs. 286 ​


waltung" (Kiel III)



Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der Ratsfraktion Bündnis 90/ 



DIE GRÜNEN



Ratsfrau   D i c k h o f f   , Bündnis 90/DIE GRÜNEN



Die Antwort liegt vor - Kenntnis genommen

20. Grosse Anfragen 

a) Innerstädtisches Contracting und Energiemanagement          - Drs. 250 ​


Hierzu liegt folgende Große Anfrage der Ratsfraktion Bündnis 90/ 



DIE GRÜNEN



Es findet eine Aussprache statt.



Die Antwort liegt vor - Kenntnis genommen

b) Kieler Wohnungspolitik                                      - Drs. 94 


​vorher Punkt 2.a) der Nichtöffentlichen Sitzung

Hierzu liegt folgende Große Anfrage der SPD-Ratsfraktion vor:

Bei der Genehmigung der Tagesordnung wurde beschlossen, diese Anfrage in der Öffentlichen Sitzung zu behandeln. 



Es findet eine Aussprache statt.



Die Antwort liegt vor - Kenntnis genommen

21. Betreff:  Fortschreibung des Frauenförderplanes                - Drs. 281 ​Berichterstatter: Oberbürgermeister Gansel


Antrag:
Von der Fortschreibung des Frauenförderplanes wird Kenntnis ge-




nommen.


Kenntnis genommen

22. Betreff:  Nachwahl von Vertretern für die Verbandsversamm-     - Drs. 294 ​




lung des Zweckverbandes "Entwicklungsgemeinschaft Altenholz-Dänischenhagen-Kiel


Berichterstatter: Stadtrat Dr. Rethage


Antrag:
Als Mitglied und stellvertretendes Mitglied der Landeshauptstadt

Kiel in der Verbandsversammlung des Zweckverbandes "Entwicklungs​gemeinschaft Altenholz-Dänischenhagen-Kiel" werden gewählt:




Frau Amtsleiterin Rosita Meyer als Mitglied und 

Herr kommissarischer Amtsleiter Helmut Zech als stellvertretendes Mitglied


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

23. Verschiedenes


Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Stadtpräsidentin   K i e t z e r   (SPDP) teilt mit, daß die nächste Sit​zung der Ratsversammlung am 20. Mai 1999 stattfindet und schließt die Öffentliche Sitzung der Ratsversammlung.
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